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Stand des Frauenstimmrechts in der Schweiz am i. Okt. 1966
ToZZe.r SZzzzzra- zmd BAzEZrecEZ m TrfA/TOAS- G E ME/ZV-

Z> E - rfzzgeZegejzEezdezz besitzen die Frauen der Kantone BAzadZ (1. Febr.
19S9), A/ezzenEzzrg (27. September 1959), Gen/ (3. März 1960), BarnZ-StadZ

(26. Juni 1966).
ToZZe.s' SZzrara- zmd JPaEZrecBf m der EÜEGEEGEME/A'ÖE

haben die Te-wzzmermwe« (29. Januar 1962; bereits seit 1918 durften die
Frauen im Patriziat bei Abwesenheit des Mannes .stimmen), die Frauen
von BarnZ-SiadZ (7. Dezember 1958) und Rz'eEezz (26. Juni 1958).

rf B 5 T/MM £/ZV G E AZ wEer dze Em/wErzzzzg de.r ErawenrfzmwirecErf
ira /«Ere 1966

BamZ-Ezmd.- Am 13. März 1966 wurde die Vorlage des Basler Land-
rates mit der verfassungsmässigen Ermächtigung zur stufenweisen Ein-
Führung des Frauenstimmrechts auf dem Gesetzeswege mit 8321 Ja
gegen 6210 Nein gutgeheissen.

BarnZ-MadE- Am 26. Juni 1966 wurde mit 13 713 Ja gegen 9141 Nein
die regierungsrätliche Vorlage über die Einführung des Frauenstimm-
rechts in KazzZon.r- zmd GezwemdeazzgeZegezzBezfezz angenommen, nach-
dem die 1957 eingereichte Initiative für eine gemeinsame Abstimmung
von Männern und Frauen zurückgezogen worden war.

Texjm/ Die am 3. Januar 1966 lancierte Volksinitiative mit rund
12 000 Unterschriften wurde am 24. April 1966 mit 17 116 Nein gegen
15 974 Ja verworfen.

ZzzrzcE.- Am 20. ZVoneraBer 1966 werden die Zürcher über die Ein-
führung des Frauenstimmrechts in Ka77fo7Z.r- zmd Geraemdeazzge/egezz-
Eez'Zezz abstimmen, nachdem der Kantonsrat am 23. Mai 1966 in erster
Lesung mit 118:47, in zweiter Lesung mit 103:40 Stimmen die Vorlage
des Regierungsrates vom 6. Januar 1966 auf Abänderung von Artikel 16
der Staatsverfassung gutgeheissen hatte.

EZ2//EBE/CEZ erEZärie MOT/OA'EA liegen für die Kantone
rfargazz, Bern, ErezBwrg, GrawEnnden, BcEa//Eanxen, SZ. Ga/Zezz, So/o-
iEtzrzz zmd Zzzg vor.

rfargazz.- Die Motion Hohl (LdU) für die Einführung des BazzZozza/ezz

ErazzezzHzrara- zzzzd -waE/recEG wurde am 22. Januar 1962 mit 88:48
Stimmen gutgeheissen; von der Regierung wurde eine Vorlage für 1966
oder 1967 in Aussicht gestellt.

Bern.- In Beantwortung der Interpellation Schwander (soz.) kün-
digte der Regierungsrat eine Frauenstimmrechtsvorlage für Geraemde-
angelegenheiten in der Novembersession 1966 an; eine entsprechende
Motion war im September 1963 von Gassmann (soz.) eingereicht worden.

ErezEzzrg/ Am 1. April 1966 reichte Currat (soz.) eine Motion zur
Einführung des integralen Frauenstimmrechts ein, am 10. Mai 1966

Michel (kons.) eine Motion für die Gewährung der politischen Rechte in
Kantons-, Gemeinde- und Kirchenangelegenheiten. Eine parlamentarische
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Kommission wurde mit dem Studium der Verfassungsänderung beauf-
tragt.

Graw&zmzfe/z.- Am 27. Mai 1966 wurde die Motion Raschein (fr.) auf
Einführung des Frauenstimmrechts in ibaratozza/e« Azzge/egezz^ezto« mit
60:30 erheblich erklärt. Ein Gesetz vom 7. Oktober 1962 bestimmt aus-
drücklich, dass den Gewemifen das Recht zusteht, ihren Frauen die politi-
sehe Gleichberechtigung in Gewzemz/eange/egen&eztozz zuzuerkennen. Lei-
der hat bisher noch keine Gemeinde davon Gebrauch gemacht.

ScZ?a//èaw.re7Z.- Unter Hinweis auf zwei Motionen aus den Jahren
1931 (Kägi, soz.) und 1964 (Stamm, soz.) beantragte der Schaffhauser Re-
gierungsrat am 27. September 1966 dem Grossen Rat, das allgemeine
Frauenstimm- und -Wahlrecht in KämtoTz nw/ Gemezwiew einzuführen.

G<z//en.' Am 11. Mai 1966 wurde die von Prof. L. Uffer (LdU)
und 47 Mitunterzeichnern aus allen Parteien eingereichte Motion auf
Einführung des Frauenstimm- und -Wahlrechts in Kantons- und Ge-
meindeangelegenheiten mit 82:71 Stimmen erheblich erklärt.

Sö/otowm.' Am 29. November 1965 wurde die von allen Fraktions-
Präsidenten eingereichte Motion mit grossem Mehr erheblich erklärt; sie
verlangt, dass — bei Annahme — die Frauen an den &a7zto,72«/e7z Erraswe-
rwngwflWes von 1969 teilnehmen können. Am 20. Mai 1959 war die
Motion Kiefer (fr.) auf Erteilung der verfassungsmässigen Kompetenz
an die Gemeinden, das Frauenstimm- und -Wahlrecht einzuführen, erheb-
lieh erklärt worden.

Zwg.- Am 24. September 1965 verlangte Fraefel (soz.) in einem Po-
stulat die Einführung des Frauenstimm- und -Wahlrechts in Angelegen-
heiten des Kaniom- izwü! ier Gemeinde. In der gleichen Sitzung des Gros-
sen Rates forderte Müller (fr.) in einer Motion die Regierung auf, eine
Vorlage /«? Äe Vw/ezzn/ez.ve Ém/w&rwwg Frzwze7z.riü?z7?zr<2c&G auszu-
arbeiten. Am 27. Oktober 1965 reichte Schneider (kons.) eine Motion
ein, wonach vorgängig eine konsultative Frauenbefragung durchzuführen
sei. Am 25. August 1966 wurden das Postulat Fraefel und die Motion
erheblich erklärt und entgegen dem Antrag der Regierung mit 36:28
Stimmen beschlossen, eine konsultative Frauenbefragung durchzuführen.
Die Frauenbefragung wird sich an alle mehr als 19 Jahre alten Schwei-
zerinnen richten.

£/A/G£R£/CtfT£AfOT/OjV£lV Aegen /«r zize Kantone Lnzern,
TFzzrgazz zznzi fLaZ/A vor.

Lnzern/ Am 24. Februar 1966 reichte Meyer (lib.), am 26. Februar
Bieri (LdU) je eine Motion zur Einführung des integralen Frauenstimm-
rechts ein.

TTznrgnn/ Am 5. Juli 1966 reichte Weber (soz.) eine Motion zur
Einführung des Frauenstimm- und -Wahlrechts in Kanton und Gemeinde
ein.

fUn/fo.- Am 31. Januar 1966 reichte Couchepin (rad.) eine Motion
zur Einführung des Frauenstimmrechts ein.
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Von der Ja.? TrßiienVzmmrec&i emzw/w&ren, hat Nid-
walden bisher noch nicht Gebrauch gemacht: Am 10. Oktober 1965 wur-
de in einer ausserordentlichen Landsgemeinde eine neue Kantonsver-
fassung angenommen; Artikel 9 bestimmt, dass die politischen Rechte
der Schweizerin durch das Gesetz geregelt werden können.

Im Dornröschenschlaf verharren weiterhin die Halb- bzw. Lands-
gemeinde Kantone Appenzell AR, IR, Obwalden, Glarus, ferner Uri und
Schwyz.

Das ei^genörrwcÄe FraMenrfzwzm- -»>afe/recbf wurde am 1. Feb-
ruar 1959 mit 654 924 Nein gegen 323 306 Ja verworfen. 3 Stände nah-
men an: Waadt, Neuenburg und Genf.

Am 30. November 1965 reichte Schmitt (rad.), Genf, im Nationalrat
eine Motion zur Einführung des allgemeinen Stimm- und Wahlrechts
der Frauen ein, die er am 23. Juni 1966 begründete. Da sie keine zeit-
liehe Verpflichtung enthält, nahm sie der Bundesrat entgegen. Die stän-
derätliche Kommission beschloss am 14. September 1966, dem Ständerat
die Annahme zu beantragen.

Ausserdem wurde am 22. Februar 1966 eine ManüJe.rmifitfiit'e des
Kantons Neuenburg auf Einführung des eidgenössischen Frauenstimm-
rechts beschlossen.

Beitritt der Schweiz zur europäischen Menschen-
rechtskonvention
Text Jer Motion Eggenèerger/

Der Bundesrat wird eingeladen, den eidgenössischen Räten darüber
einen Bericht zu unterbreiten, welche rechtlichen Voraussetzungen ge-
schaffen werden müssten, um einen Beitritt der Schweiz zur europäischen
Menschenrechtskonvention zu ermöglichen.

Tggenèerger.' Die Motion, die ich kurz begründen möchte, verlangt
vom Bundesrat einen Bericht darüber, welche rechtlichen Voraussetzun-
gen zu schaffen wären, um einen Beitritt der Schweiz zur europäischen
Menschenrechtskonvention zu ermöglichen. Die Motion ist von allen
Fraktionspräsidenten unterschrieben, was bedeutet, dass in allen Frak-
tionen dieses Rates das Problem als solches empfunden wird und weithin
in parlamentarischen Kreisen die Auffassung herrscht, dass man Wege
zu einer Lösung finden sollte. Nun zielt die Motion vorsichtshalber noch
nicht auf eine direkte Lösung der Probleme ab. Sie geht aus von einer,
Feststellung, die alt Bundesrat Wahlen machte, als er sagte: „Ferner ver-
dient die Tatsache, dass einzelne unserer Verfassungsbestimmungen im
Ausland nicht mehr verstanden werden, einer Erwähnung. Es ist nicht
damit getan, ihr Weiterbestehen durch unsere durchaus eigenständigen
Institutionen der direkten Demokratie erklären zu wollen, da auch für
diese Zusammenhänge das Verständnis weitgehend fehlt. Hier stehen",
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